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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Aufgrund der Covid-19-Pandemie beugte sich der Nationalrat als Zweitrat erst in der
Herbstsession 2020 Uber die Legislaturplanung 2019-2023. Covid-19 war denn auch
Gegenstand der Ausfihrungen der beiden Kommissionssprecherinnen, Céline Widmer
(sp, ZH) und Simone De Montmollin (fdp, GE). Das Virus habe die Bundespolitik
«durcheinandergeschuttelt». Die vor der Pandemie Ende Januar 2020 verfasste
Legislaturplanung basiere auf «rosigen Zukunftsaussichten», die mitunter wie aus der
Zeit gefallen wirkten, betonte etwa Widmer. Der Stdnderat habe den Text bereits
Corona-tauglicher gemacht, indem er in einer Praambel klargestellt habe, dass die
Lehren aus der Pandemie in die Umsetzung der Ubergeordneten Leitlinien (Wohlstand,
Zusammenhalt und Sicherheit; ergénzt mit Klimaschutz und Digitalisierung) einfliessen
mussten - eine Aufforderung, die Simonetta Sommaruga in der Eréffnungsdebatte als
selbstverstandlich entgegennahm. In einer zweitagigen Sitzung habe die nationalratliche
Legislaturplanungskommission (LPK) aus Gber hundert Antrdgen 25 Anderungen
vorgenommen, die jene des Standerats ergénzten und die Legislaturplanung «Corona-
tauglich» machten, schloss Céline Widmer ihre Zusammenfassung. In der
Detailberatung misse allerdings auch Uber 60 Minderheitsantrage debattiert werden,
worunter sich auch ein Rlckweisungsantrag befand.

Dieser kam aus der Fraktion der Grunen, die den Bundesrat beauftragen wollten, die
Legislaturplanung stérker «in den Kontext der Klimanotlage» zu stellen, wie Franziska
Ryser (gp, SG) den Rlckweisungsantrag begriindete. Da allerdings keine der anderen
Fraktionen den Antrag unterstutzten und dieser entsprechend mit 166 zu 30 Stimmen
abgelehnt wurde, konnte die Detailberatung mit iber 80 Wortmeldungen und mehr als
50 Abstimmungen beginnen. Die von den Kommissionssprecherinnen angetonten
Ergdnzungen betrafen zuerst die Ubergeordneten Leitlinien: Die Leitlinie der
Wohlstandsicherung wurde mit den Chancen nachhaltiger Entwicklung sowie dem Ziel
ausgeglichener und stabiler Bundesfinanzen angereichert. In der Folge wurden die
diversen Ziele der drei Leitlinien in drei Blocken diskutiert.

Beim Thema Wohlstand (Block 1) soll laut der Mehrheit neu auch festgehalten werden,
dass der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft Gber die ausserordentlichen Covid-
Ausgaben unterbreitet. Im Rahmen der Personalstrategie wurde der Bundesrat zu einer
Stabilisierung der Personalausgaben angehalten. Ebenfalls im Rahmen der Leitlinie der
Sicherung des Wohlstands war eine Mehrheit der grossen Kammer daflr, dass der
Bundesrat noch in der laufenden Legislatur eine Botschaft fur eine
Individualbesteuerung vorlegt und eine nationale Strategie zur Vereinbarkeit von Beruf
und Familie verabschiedet. Zudem sollen geeignete aussenwirtschaftliche Massnahmen
in ein Aussenwirtschaftsgesetz gegossen und die Vertiefung der bilateralen
Wirtschaftsbeziehungen mit der EU, Grossbritannien und den USA explizit im Bericht
verankert werden. Das Ziel der Schweiz, in Bildung und Forschung fihrend zu bleiben,
soll mit der Forderung nach Chancengleichheit erganzt werden. Zudem sollen
Anreizstrategien fur die Schaffung von Lehrstellen ausgearbeitet, die Schweizer
Beteiligung bei Erasmus+ gesichert und eine Strategie zur Initiierung von
Forschungsprogrammen verabschiedet werden. Auch der flachendeckende Ausbau von
5G-Technologien wurde von der Mehrheit geméss Vorschlag der LPK in die
Legislaturplanung aufgenommen. Die insgesamt 20 Minderheitsantrage fur die Leitlinie
«Wohlstandférderung» von linker und rechter Ratsseite fanden hingegen keine
Mehrheiten.

Dies war auch bei der zweiten Leitlinie (Férderung des nationalen Zusammenhalts und
Starkung der internationalen Zusammenarbeit; Block 2) mehrheitlich der Fall. Keiner
der 17 Minderheitenantrage fand eine Mehrheit - mit einer Ausnahme: Eine Minderheit
Humbel (cvp, AG) beantragte erfolgreich, dass der Bundesrat einen Bericht Uber die
langfristigen Folgen der demografischen Entwicklung auf die Generationenbeziehungen
ins Legislaturprogramm aufzunehmen hat. Der Begriff «Demografie» komme im
Legislaturprogramm bisher Uberhaupt nicht vor, obwohl der demografische Wandel ein
zentraler «Megatrend» sei, begrindete Ruth Humbel den erfolgreichen Antrag der
Mitte-Links-Minderheit. Auch bei der zweiten Leitlinie wurden alle Antrége der LPK
gutgeheissen: Der Bund hat ein Verhandlungsmandat am EU-Kulturprogramm 2021~
2027 (CreativeEurope) anzustreben; es sollen ein nationaler Aktionsplan zur
Verminderung von Gewalt an Frauen und héauslicher Gewalt sowie die Botschaft zur
Erleichterung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf unter Einbezug der Kantone
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verabschiedet werden; eine Vorlage zur Weiterentwicklung und langfristigen Sicherung
der AHV soll vernehmlassungsreif gemacht werden; ein Massnahmenplan zur Umsetzung
der digitalen Transformation im Gesundheitswesen, Massnahmen zur Sicherstellung
einer nachhaltigen Heilmittelversorgung sowie eine Botschaft zur EinfUhrung der
digitalen Patientenkarte sollen in der Gesundheitspolitik verabschiedet werden.

Im Block 3, der das Leitziel «Sicherheit und Klimaschutz» umfasste, kamen die
Volksvertreterinnen und -vertreter der Bitte der Kommissionssprecherin vollumfanglich
nach, namlich «den Antragen der Mehrheit zu folgen und die Antrage der Minderheiten
abzulehnen»: In der Tat wurden die 16 Minderheitsantrége allesamt abgelehnt und die
drei Ergéanzungen der LPK-Mehrheit gutgeheissen: Die Forderung der Agrarforschung
mit dem Ziel, Klimaveranderungen und der Verknappung natlrlicher Ressourcen
vorzubeugen, wurde entsprechend neu ebenso als Ziel in die Legislaturplanung 2019-
2023 aufgenommen wie der Beitrag der Schweiz zur Erreichung der international
vereinbarten Klimaziele, die Erhaltung der Biodiversitat und ein zu verabschiedender
Bericht fur eine «Umfassende Risikoanalyse und -bewertung der Schweiz».

Die vom Standerat bereits in der Sommersession vorgenommenen Vorschlage wurden
von der grossen Kammer alle gutgeheissen. '

Offentliche Finanzen

Voranschlag

«Noch nie in der Geschichte der Schweiz» (Céline Widmer, sp, ZH), «la crise sanitaire,
économique et sociale (...) la plus grave depuis longtemps>» (Olivier Feller, fdp, VD),
«noch vor wenigen Monaten unvorstellbar» (Ursula Schneider Schuttel, sp, FR),
«historische Dimensionen» (Franz Grlter, svp, LU) - bereits die ersten vier
Sprechenden im Rahmen der Debatte zum Nachtrag | zum Voranschlag 2020 und
dessen Nachmeldungen machten in der Corona-Sondersession die
Ausserordentlichkeit der Situation deutlich. Entsprechend umfassend skizzierte
anschliessend Finanzminister Maurer die verschiedenen Massnahmen des Bundesrates
und ihre Kosten. Die Massnahmen beruhten auf drei Zielen, erklarte er: auf der
Stabilisierung des Gesundheitssektors (CHF 3 Mrd.), der Sicherung des
Arbeitsverdienstes (CHF 11.3 Mrd.) sowie dem Erhalt der Liquiditat in der Wirtschaft
(CHF 1.7 Mrd.) - woflr dem Parlament im Rahmen der Nachmeldungen zum Nachtrag |
insgesamt CHF 16 Mrd. beantragt wirden. Die Sicherung des Arbeitsverdienstes beruhe
auf drei Séulen: den Kurzarbeitsentschédigungen durch die ALV (CHF 6 Mrd.), die
Unterstitzung der Selbstandigerwerbenden durch die EO (CHF 4 Mrd.) sowie der
indirekt betroffenen Selbstandigerwerbenden (CHF 1.3 Mrd.). Auch die Unterstitzung
der Wirtschaft stehe auf drei Saulen: Die durch den Bund zu 100 Prozent verbirgten
Kredite bis CHF 500'000, die bisher fur insgesamt CHF 19 Mrd. 140'000 Mal nachgefragt
worden seien; Kredite zwischen CHF 500'000 und 20 Mio., die der Bund zu 85 Prozent
und die jeweiligen Banken zu 15 Prozent verblrgten und die bisher 300 bis 350 Mal
vergeben worden seien. FlUr beide Saulen zusammen habe man dem Parlament
Verpflichtungskredite von CHF 40 Mrd. beantragt. Eine dritte Saule seien schliesslich
die systemrelevanten Unternehmen, die bisher im Luftfahrtbereich identifiziert worden
seien: CHF 1.275 Mrd. sollten hier als Darlehen fur die Airlines und je CHF 600 Mio. als
Verpflichtungskredit sowie als Nachtragskredit fir systemrelevante Betriebe am Boden
zur Verfugung stehen. Keine generelle Hilfe sollten die etwa 400 Unternehmen mit
einem Umsatz tber CHF 500 Mio. erhalten, da der Bundesrat davon ausgehe, dass sich
diese am Kapitalmarkt finanzieren kénnten. Dies sei ein Paket, das «die grossten
Herausforderungen bewaltigt». Neuen Forderungen wolle der Bundesrat nicht
nachkommen: «Ich sitze auf dieser Kasse, mehr gibt es jetzt einfach nicht!», betonte
der Finanzminister.

Hatte dieser Ausspruch von Bundesrat Maurer zahlreiche Ausbauforderungen vermuten
lassen, forderten die Kommissionsminderheiten stattdessen jedoch hauptsachlich
einen Verzicht auf einzelne Ausgaben. Die FK-NR beantragte dem Rat jeweils
einstimmig oder mit grossen Mehrheiten Zustimmung zu den vom Bundesrat
beantragten Krediten, wie die beiden Kommissionssprechenden Céline Widmer und
Olivier Feller eingangs erklarten. Einzig bezlglich der familienergénzenden
Kinderbetreuung beantragte die Kommissionsmehrheit, basierend auf einem Mitbericht
der WBK-NR, mit 14 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) einen zusétzlichen Kredit Uber
CHF 100 Mio. Diesen lehnte eine Minderheit Guggisberg (svp, BE) ab, zumal die
Finanzierung der familienergdnzenden Kinderbetreuung in die Zusténdigkeit der
Kantone und Gemeinden falle. Mit 130 zu 60 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) stimmte der
Nationalrat diesem Ausbau dennoch zu. Alle Ubrigen Ausbauplane, allesamt beruhend
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auf Antragen von Stefania Prezioso (gps, GE), fanden kaum Uber die Reihen der SP und
der Grinen hinaus Gehor. Unter anderem hatte Prezioso verlangt, den Kredit fur die
ALV zu erhéhen und die Taggelder vorlibergehend auf 100 Prozent zu erhéhen.

Doch auch die Antréage zum Ausgabenverzicht waren kaum erfolgreicher. Eine
Minderheit Schwander (svp, SZ) wollte den Betrag, den die Parlamentsdienste flr die
Ausrichtung der ausserordentlichen Session beantragt hatten, um CHF 500'000
reduzieren, um Druck auf die Bernexpo zu machen, den in den Augen der Minderheit
viel zu hohen «Monopolpreis» zu senken. Ahnlich argumentierte eine Minderheit Griiter
(svp, LU), die den Kredit fur Sanitatsmaterial um CHF 600'000 senken wollte, um zu
verhindern, dass die Armeeapotheke die Produkte viel zu teuer einkaufe. In beiden
Fallen argumentierten die Gegnerinnen und Gegner der Antrage, dass die
entsprechenden Kredite nur als Kostendach zu verstehen seien, die entsprechenden
Stellen aber sicherlich versuchen wurden, moglichst tiefe Preise auszuhandeln.
Deutlich lehnte der Rat dann auch beide Minderheitsantrage ab.

Dieselbe ablehnende Argumentation, also einen Verweis darauf, dass die
entsprechenden Betrdge nur Rahmenkredite darstellten, fligte auch Finanzminister
Maurer bezuglich eines Antrags einer weiteren Minderheit Guggisberg an, die den
Betrag fur Ausfallentschadigungen im Kulturbereich als zu hoch erachtete. Auch ein
Antrag auf Verzicht auf die Soforthilfe fur Kulturschaffende, da diese nicht anders
behandelt werden sollten als etwa selbstandige «Coiffeure, Physiotherapeuten,
Taxifahrer, Hoteliers, Kameraleute, Lieferanten», wie Guggisberg aufzahlte, fand im
Nationalrat keine Mehrheit.

Am meisten Diskussionen ergaben schliesslich die Verpflichtungskredite zur Luftfahrt.
Wahrend sich der Rat bezlglich des deutlich héheren Verpflichtungskredits flr die
Corona-Hartefallhilfe Uber CHF 40 Mrd. weitgehend einig war - hier lag kein
Minderheitenantrag vor -, behandelte die grosse Kammer zahlreiche Minderheiten zu
den Garantien flur die Luftverkehrsunternehmen in der Hohe von CHF 1.275 Mrd. und
der Unterstutzung fir die flugnahen Betriebe, woftr CHF 600 Mio. als Nachtragskredit
und derselbe Betrag als Verpflichtungskredit beantragt waren. Erneut schilderte
Finanzminister Maurer die Situation. Er betonte, dass die Kredite fur die flugnahen
Betriebe zuerst durch das auf den folgenden Tag traktandierte Luftfahrtsgesetz
ermoglicht werden mussten. Auch im Bereich der Luftfahrt verfolge man zudem drei
Ziele: Das Geld musse in der Schweiz bleiben, die Lufthansa musse die
Standortsicherheit der Schweiz garantieren und die Schweizer Umweltstandards
mussten durchgesetzt werden. Diese Bedingungen habe man in entsprechenden
Vereinbarungen mit den Unternehmen festgelegt. Die flugnahen Betriebe, die einem
chinesischen Konzern angehoérten und die allesamt Uberschuldet seien, wirden nur
unterstitzt, wenn dazu eine Auffanggesellschaft oder eine Gesellschaft mit Schweizer
Beteiligung oder in Schweizer Besitz gegrindet wirde. Um diese Optionen offen zu
halten, musse der Kredit aber bereits jetzt gesprochen werden, zumal die FinDel betont
habe, dass sie keine entsprechenden Entscheidungen mehr treffen wolle.

Eine Minderheit Badertscher (gp, BE) beantragte, auf den Verpflichtungskredit fir die
Luftverkehrsunternehmen Gber CHF 1.275 Mrd. zu verzichten, da der Luftverkehr als
starker Treiber des Klimaeffekts nicht auch noch durch Steuergelder unterstitzt
werden solle. Ein Antrag Bdumle (glp, ZH) sah vor, CHF 500 Mio. ohne Auflagen (aber mit
Sicherheiten fur den Fall von Kreditausféllen) zu sprechen; zuséatzliche Unterstltzung
sollte jedoch nur nach der Vereinbarung klarer Rahmenbedingungen «im Sinne der
Klimapolitik» erfolgen. Auch bezlglich der flugnahen Betriebe lag ein Minderheitsantrag
Wettstein (gp, SO) auf Verzicht auf den Nachtragskredit vor; stattdessen solle nur der
entsprechende Verpflichtungskredit genehmigt werden. Deutlich hiess der Nationalrat
sowohl den Verpflichtungskredit fur die Luftverkehrsunternehmen als auch den
Nachtragskredit und den Verpflichtungskredit fur die flugnahen Betriebe gut.

Wie bereits im Voranschlag 2020 mehrfach verwendet, nutzten die
Kommissionsmehrheiten und -minderheiten bezlglich der Unterstitzung fir den
Luftverkehr fleissig die Moglichkeit, Rahmenbedingungen der Kreditvergabe
festzulegen. So wollte die Mehrheit der FK-NR die Unterstitzung fur die
Flugverkehrsunternehmen an die Bedingung knlUpfen, dass «in der klnftigen
standortpolitischen Zusammenarbeit mit den Flugverkehrsunternehmen die Klimaziele
des Bundesrates kontrolliert und weiterentwickelt werden». Linke Minderheiten wollten
die Unterstitzung zudem an verschiedene klimapolitische Anliegen knlpfen, etwa an
die Reduktion von Treibhausgasen, an die Reduktion der Inlandflige oder an die
Beteiligung an der Entwicklung synthetischer Flugtreibstoffe. Auch die Zusicherung der
Ruckerstattung von nicht durchgefihrten Fligen an die Reiseblros sowie die
bevorzugte Bedienung von inlandischen Kreditoren wurden als Bedingung
vorgeschlagen, schliesslich lag auch ein Minderheitsantrag auf den Verzicht auf alle
Bedingungen vor. Deutlich setzte sich die von der Kommissionsmehrheit
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vorgeschlagene Bedingung bezlglich der Klimaziele des Bundesrates gegen diverse
Minderheiten durch. Ebenfalls erfolgreich war die Bedingung, dass die
Fluggesellschaften den Reiseburos die bezahlten Fluge zurtickerstatten mussen.

Auch zu den flugnahen Betrieben standen Rahmenbedingungen der Kreditvergabe im
Raum. Eine Kommissionsmehrheit schlug vor, den Kredit an die Bedingung zu kntpfen,
dass die betroffenen Unternehmen im Falle von restrukturierungsbedingten
Entlassungen fir das Personal Umschulungspléne entwickelten - und erntete dafir
auch die Zustimmung des Bundesrates. Antrége fur einen Verzicht auf entsprechende
Bedingungen, einen Verzicht auf Entlassungen wahrend der Unterstitzungsphase, einen
Minimallohn von CHF 4000 fur die Mitarbeitenden sowie erneut die bevorzugte
Bedienung von inléndischen Kreditoren konnten sich wiederum nicht gegen den
Mehrheitsantrag durchsetzen.

Nicht nur bezutglich des Flugverkehrs, sondern auch zu den Corona-Krediten im
Allgemeinen sollten Rahmenbedingungen fir die Kreditverwendung geschaffen werden:
Ein Antrag Schwander wollte die Kredite an die ersatzlose Streichung der Artikel 5, 6, 6a
und 7 der Covid-19-Verordnung 2 - also der Massnahmen bezlglich des
Betreuungsangebots fur Kinder, des Veranstaltungsverbots und der Schliessung von
Einrichtungen - binden. Diesbezlglich bat Finanzminister Maurer den Nationalrat um
Ablehnung, da der Bundesrat den «pragmatischen Weg» gehen und laufend aufgrund
von Lagebeurteilungen Uber das weitere Vorgehen entscheiden wolle. Mit 138 zu 53
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) folgte die grosse Kammer dem Bundesrat.

Beinahe in Vergessenheit geriet ob der ganzen Corona-Antrége der eigentliche
Nachtrag | zum Voranschlag 2020; und dies, obwohl es einmal mehr einen Kredit far die
Hochseeschifffahrt zu sprechen galt. Eine Minderheit Schwander beantragte, den
Kredit Uber CHF 28.3 Mio. nicht zu genehmigen, bis der Bundesrat eine Gesamtschau
der noch ausstehenden Burgschaftskredite fur die Hochseeschiffe durchgefuhrt habe.
Damit solle die Salamitaktik beendet und stattdessen ein vollstandiger Rahmenkredit
Uber den noch ausstehenden Betrag geschaffen werden. Ein solcher Rahmenkredit sei
nicht moglich, erklarte Heinz Siegenthaler (bdp, BE), da Bulrgschaften geméss
Finanzhaushaltsgesetz dann bezahlt werden mussten, wenn sie anfielen. Bundesrat
Maurer verwies zudem darauf, dass man bemiht sei, so wenig Blrgschaften wie méglich
tatsachlich leisten zu missen. Wenn man nun aber durch eine Gesamtschau andeuten
wirde, dass man die Schiffe verkaufen wolle, hatten diese keinen Wert mehr.
Entsprechend lehnte der Nationalrat den Minderheitsantrag Schwander ab.

Insgesamt genehmigte der Nationalrat somit den Nachtrag | zum Voranschlag 2020 tber
CHF 50 Mio. sowie die Nachmeldungen tUber CHF 16 Mrd. Dabei bestatigte er auch alle
von der FinDel bereits genehmigten Kredite. Zudem entschied der Rat mit 149 zu 31
Stimmen (bei 14 Enthaltungen), die Nachmeldungen als ausserordentlichen
Zahlungsbedarf zu verbuchen und so von der Schuldenbremse auszunehmen. Das dazu
noétige qualifizierte Mehr wurde erreicht. Die Gegenstimmen sowie die meisten
Enthaltungen stammten von der SVP-Fraktion. Uberdies 16ste die grosse Kammer mit
186 zu 8 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) flr verschiedene Ausgaben die
Ausgabenbremse. ?

Das Differenzbereinigungsverfahren zu den Nachmeldungen zum Nachtrag | zum
Voranschlag 2020 dauerte zwar einige Runden, wurde jedoch in nur zwei Tagen der
ausserordentlichen  Session zur Bewaltigung der Corona-Krise abgewickelt.
Entsprechen sei man als Mitglied einer Finanzkommission «eigentlich von einer Sitzung
an die nachste» gegangen, wie Ursula Schneider Schuttel (sp, NR) erklarte und die zu
kurze Behandlungszeit monierte. Noch offen waren bei der Differenzbereinigung die
Kredite fur die Institutionen der Kinderbetreuung, fur den Tourismus, flur die
Geschaftsmieten sowie die Rahmenbedingungen fiur die Flugverkehrsunternehmen und
die flugnahen Betriebe. Zu den ersten drei Punkten redete Finanzminister Maurer dem
Parlament zu Beginn der Differenzbereinigung ins Gewissen: Das Legiferieren aufgrund
von Notrecht sei nur bei Gefahr oder Eintreten einer schweren Stérung der
offentlichen Ordnung oder bei Gefahrdung der inneren oder &usseren Sicherheit
moglich. Dies sei jedoch bei den noch offenen Fragen zur Kinderbetreuung, zum
Tourismus und zum Wohnungswesen nicht der Fall. Entsprechend habe man keine
Berechtigung, hier einen Kredit zu sprechen. Dieser Appell stiess beim Parlament
jedoch mehrheitlich auf taube Ohren.

Bezlglich des Kredits fur die Institutionen zur Kinderbetreuung betonte etwa Céline
Widmer (sp, ZH), die nationalratliche Kommissionssprecherin, die Notwendigkeit der
Bundesunterstutzung aufgrund der aktuellen Notlage. Zahlreiche Sprechende betonten
denn auch die soziale und wirtschaftliche Bedeutung von Krippen und hoben hervor,

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



dass das Kinderbetreuungsnetz langwierig und teuer aufgebaut worden sei und nun
Gefahr laufe, zusammenzubrechen. Zu glauben, dass die Gemeinden und Kantone diese
Zahlungen leisten kénnten, sei illusorisch, erklarte etwa Minderheitssprecher Christian
Dandreés (sp, GE). Auch die Kommissionsmehrheit sah einen Beitrag vor: Insgesamt liege
der geschétzte Finanzbedarf bei CHF 200 Mio., davon solle der Bund wie vom Sténderat
vorgeschlagen einen Drittel, die Kantone zwei Drittel Ubernehmen, erklarte
Kommissionssprecherin Widmer. Zwar beantragten zwei Minderheiten, bei CHF 100
Mio. zu bleiben respektive gar kein Geld zu sprechen, die Ratsmehrheit entschied sich
jedoch, dem Standerat beizupflichten und diese Differenz zu bereinigen.

Als néchstes galt es, die Bedingungen der Kreditverwendung flar die
Flugverkehrsunternehmen und flugnahen Betriebe zu bereinigen. Auch hier willigte der
Nationalrat in die Formulierung des Standerates ein: Statt Umschulungsplanen fur den
Fall eines Stellenabbaus zu erarbeiten, sollten die entsprechenden Unternehmen dazu
verpflichtet werden, bei einem allfalligen Personalabbau sozialvertréagliche Losungen zu
finden. Umstrittener war die Frage, ob die Flugverkehrsunternehmen verpflichtet
werden sollten, den ReisebUlros die ausgefallenen Flige zu bezahlen. Loste dies bei der
Mehrheit des Standerates anfanglich aufgrund der Ungleichbehandlung von Reiseblros
und Privaten noch Kopfschitteln aus, liess sie sich in der Folge vom Argument
Uberzeugen, dass Umbuchungen, Gutscheine und Ruckzahlungen bis April 2021 zwar fur
Private eine Moglichkeit seien, nicht aber fur die Reiseblros, welche den Kunden
ihrerseits ab Anfang Oktober das Geld zurlickerstatten mussten. Flr diese sei eben eine
Rlckzahlung existenziell. Stillschweigend willigte der Standerat folglich in diese
Bedingung zur Kreditverwendung ein.

Langer dauerten die Debatten zu den Geschaftsmieten und zum Tourismus.

Die Diskussion um den Kredit zu den Geschéaftsmieten lehnte sich eng an die Diskussion
um das Gesetz und somit die Formalitaten zum Erlass der Geschaftsmieten an. Die CHF
50 Mio., welche der Stéanderat anfangs beantragt hatte, entsprachen denn auch dem
Betrag, der geméss des Konzepts der WAK-SR nétig ware. Da der Vorschlag der WAK-NR
lediglich eine Aufteilung zwischen Mietenden und Vermietenden, ohne Beteiligung des
Bundes vorsah, und der Nationalrat diesen gegenuber dem standeratlichen Vorschlag
bevorzugte, lehnte die grosse Kammer einen entsprechenden Bundeskredit ab. Eine
Minderheit Fried! (sp, SG) zog jedoch in Betracht, CHF 20 Mio. fiir einen Hértefallfonds,
den es auch im nationalratlichen Konzept brauche, einzustellen, erzielte mit diesem
Vorschlag jedoch keine Mehrheit. Es fehle die Gesetzesgrundlage flir einen
entsprechenden Kredit, zumal man sich bezlglich des Gesetzes nicht habe einigen
kénnen, betonten dessen Gegnerinnen und Gegner. Ahnlich verlief anschliessend auch
die Debatte im Standerat, auch hier sprach sich die Kommissionsmehrheit dagegen aus,
einen Betrag zu sprechen, ohne dass die gesetzliche Grundlage vorliege. In der
Zwischenzeit hatte die WAK-SR ein neues, auf dem Vorschlag ihrer
Schwesterkommission beruhendes Konzept erarbeitet, das ebenfalls einen
Hértefallfonds beinhaltete. Um diesen zu finanzieren, schlug auch im Standerat eine
Minderheit einen Kredit Gber CHF 20 Mio. vor - hier jedoch mit 21 zu 20 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) erfolgreich, wenn auch &usserst knapp. Die Argumentation der
Minderheit lautete, dass das Geld mit diesem Kredit bereit ware, falls die Rate eine
Ubereinkunft bezlglich des Gesetzes treffen wirden, und ansonsten eh nicht
verwendet werden koéonnte. Nachdem sich der Nationalrat jedoch von dieser
Argumentation nicht hatte Uberzeugen lassen und auf einer Streichung des
entsprechenden Kredits beharrt hatte, willigte der Standerat ein: Ohne
Gesetzesgrundlage gebe es auch keinen Kredit; man habe ja in der Sommersession
erneut eine Mdglichkeit, diesbezlglich eine Gesetzesgrundlage zu erarbeiten, war aus
der kleinen Kammer zu vernehmen.

Somit verblieb noch der kombinierte Kredit fur den Tourismus. Hier hatte sich der
Nationalrat mit den CHF 40 Mio. fir die Werbekampagne fir den Schweizer Tourismus
fur die nachsten drei Jahre abgefunden, wollte diese aber nur unter der Bedingung
genehmigen, dass dieser Tourismuskredit fur dreifach nachhaltige - 6kologische, sozial
gerechte und wirtschaftlich sorgsame - Foérderprogramme eingesetzt wirde. Die
wegfallenden Tourismusabgaben in der Héhe von CHF 27 Mio. wollte er hingegen nicht
finanzieren - diese hatte der Bund anstelle der privaten Beitragszahlenden, darunter
die UBS, die Zurcher Kantonalbank und Red Bull, Gbernehmen sollen, wie Bundesrat
Maurer eine Erklarung des SECO wiedergab. Letzteres sei ebenfalls der Meinung, es
brauche keinen zuséatzlichen Kredite, erganzte der Finanzminister. Man wolle nicht die
Beitrage von Privaten Ubernehmen, zudem wirde das Geld nicht den Geschéadigten
zugutekommen, beflrchtete die grosse Kammer. Der Stadnderat prézisierte die
Ausgangslage der Tourismusabgaben: Normalerweise wirde dieser Betrag durch rund
1200 Partner aus dem Tourismusbereich - CHF 22 Mio. stammten dabei von lokalen
Akteuren, CHF 5 Mio. von grossen Sponsoren - finanziert und vor allem kleineren und
regionalen Partnern zugute kommen. Der Standerat hielt somit vorerst am hoheren
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Betrag von CHF 67 Mio. fest, gab jedoch kurz vor der Einigungskonferenz nach,
nachdem der Nationalrat einen Kompromissvorschlag einer Minderheit Matter (glp, GE)
Uber CHF 53.5 Mio., bei dem der Bund entsprechend nur die Halfte der
Tourismusabgabe hétte lGbernehmen sollen, abgelehnt hatte. Kommissionspréasident
Hegglin (cvp, ZG) verwies jedoch darauf, dass man hier unter der Bedingung einlenke,
dass der Bundesrat die CHF 40 Mio je hélftig den regionalen Tourismusorganisationen
und Schweiz Tourismus zukommen lasse. Beat Rieder (cvp, VS) ergénzte, dass damit bei
Schweizerinnen und Schweizern Werbung fir Ferien in der Schweiz gemacht und nicht
international fir Ferien in der Schweiz geworben werden solle. Schliesslich willigte der
Standerat auch in die Bedingung ein, dass der Kredit fur die Férderung eines
nachhaltigen Tourismus eingesetzt werden solle, auch wenn gemaéass Hegglin die
«Zustandigen des SECO» die Folgen dieser Bedingung nicht genau hatten abschatzen
kénnen.

Insgesamt folgte das Parlament somit nur bei den Geschéaftsmieten dem Aufruf des
Finanzministers sowie einer Minderheit Schwander (svp, SZ) und verzichtete auf weitere
Kredite im Rahmen des Notrechts, entschied sich bei den Ubrigen zwei Fragen aber
immerhin fir des Finanzministers zweitliebste Option: die glinstigere. *

1) AB NR, 2020, S. 1440 ff.; AB NR, 2020, S. 1473 ff.; Fahne 19.078
2) AB NR, 2020, S. 392 ff.
3) AB NR, 2020, S. 495 ff.; AB NR, 2020, S. 547 ff.; AB SR, 2020, S. 256 ff.; AB SR, 2020, S. 281 ff.
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